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Zusammenfassung 
 

Im Working Paper No. 2/2020 wurde die Entwicklung der Wirtscha�skriminalität 

im Zuge der Corona-Pandemie analysiert. Auf Grundlage eines Medienlagebildes 

wurden mit Hilfe kriminalwissenscha�licher Theorien Auswirkungen der aktuellen 

Krisenlage für das Delik-eld der Wirtscha�skriminalität bewertet sowie Hand-

lungsempfehlungen für Unternehmen erörtert. Hierbei wurde neben der durch 

die Pandemie hervorgerufenen gesundheitlichen Krise (1. Krise) und der mi4elbar 

durch die ergriffenen Gegenmaßnahmen entstehenden ökonomischen Krise (2. 

Krise) auf die Gefahr einer weiteren, dri4en Krise, hingewiesen, die durch krimi-

nelles Handeln hervorgerufen wird, welches sich die veränderten Rahmenbedin-

gungen zunutze macht. In dieser Fortschreibung wird der Blick auf die Entwick-

lungen der strafrechtlich relevanten Delikte der Wirtscha�skriminalität mit Bezug 

zur Covid19-Pandemie sowie auf die Entwicklung der Insolvenzdelikte gelegt.1 

 

 

Abstract 
 

In the Working Paper No. 2/2020, the development of white-collar crime in the 

wake of the corona pandemic was analyzed. Based on a picture of the situa=on in 

the media, the effects of the current crisis situa=on on white-collar crime were 

evaluated with the help of criminological theories, and recommenda=ons for ac-

=on for companies were discussed. In addi=on to the health crisis caused by the 

pandemic (1st crisis) and the economic crisis indirectly caused by the counter-

measures taken (2nd crisis), the danger of a further (3rd) crisis was pointed out, 

which is caused by criminal ac=vity, which is spreading takes advantage of the 

changed framework condi=ons. This update takes a look at the development of 

the white-collar crime related to the Covid19 pandemic and the development of 

insolvency crimes.  

 
1 Zum Autor: Prof. Dr. André Schulz ist Professor für Kriminalwissenscha�en im Studiengang Sicherheitsmanage-

ment an der NBS Northern Business School und Leiter des Ins=tute for Intelligence and Security Management an 

der NBS. 
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Die Entwicklung der Wirtscha�skriminalität in Deutschland 
 

Für den Phänomenbereich der Wirtscha�skriminalität gibt es keine Legaldefini-

=on. In der Praxis lautet der verbreitete allgemeiner Defini=onsansatz: Wirt-

scha�skriminalität ist die Summe der Stra�aten, die in Unternehmen, an Unter-

nehmen und durch Unternehmen begangen werden. Nach der Defini=on des 

Bundeskriminalamtes (BKA) handelt es sich bei Wirtscha�skriminalität um die 

vertrauensmissbrauchende Begehung von Stra�aten im Rahmen einer tatsächli-

chen oder vorgetäuschten wirtscha�lichen Betä=gung, die unter Gewinnstreben 

die Abläufe des Wirtscha�slebens ausnutzt und zu einer Vermögensgefährdung 

oder einem Vermögensverlust großen Ausmaßes führt oder eine Vielzahl von Per-

sonen oder die Allgemeinheit schädigt.2  

Die Vorschri�en, die die Tatbestände der Wirtscha�skriminalität regeln, finden 

sich in ca. 200 Bundesgesetzen. In der PKS werden unter dem Summenschlüssel 

„Wirtscha�skriminalität“, zusätzlich zu den Tatbeständen aus dem StGB, ver-

schiedene Stra�aten aus knapp 30 Gesetzen aus dem Nebenstrafrecht aufge-

führt. Allgemein werden diejenigen Delikte der Wirtscha�skriminalität zugeord-

net, welche unter den Stra�atenkatalog des § 74c Abs. 1 Nr. 1 bis 6b Gerichtsver-

fassungsgesetz (GVG) fallen, der die Zuständigkeit der landgerichtlichen Wirt-

scha�sstraMammern regelt. Hierzu gehören bspw. Finanzierungsdelikte, Arbeits-

delikte, We4bewerbsdelikte, Insolvenzdelikte und qualifizierte Betrugsdelikte.  

 

Die Gesamtzahl der in Deutschland polizeilich erfassten Wirtscha�sstra�aten be-

trug im Jahr 2022 insgesamt 73.114 Fälle, was eine Steigerung zum Vorjahr um 

42,6 % bedeutet.3 Der Ans=eg ist aber überwiegend auf ein einziges Sammelver-

fahren in Schleswig-Holstein mit 33.738 Einzelfällen im Bereich des Leistungsbe-

trugs zurückzuführen. Ohne dieses Sammelverfahren (Betrug auf einer Online-

Da=ng-PlaSorm) wäre ein deutlicher Rückgang der Fallzahlen zu verzeichnen ge-

wesen. Der Anteil der Wirtscha�skriminalität beträgt nur 1,3 % an allen polizeilich 

bekannt gewordenen Stra�aten. Der verzeichnete finanzielle Schaden durch 

 
2 BKA 2023, 4. 
3 BKA 2023, 5. 



 4

 

 

Wirtscha�skriminalität sank im Vergleich zum Vorjahr um 14,6 % und war für 34,3 

% des in der PKS ausgewiesenen Gesamtschadens verantwortlich.4 Die Begehung 

von Fällen der Wirtscha�skriminalität unter Verwendung des Tatmi4els Internet, 

überwiegend Betrugsdelikte, hat erneut zugenommen (+ 5,6 %).5 

 

Sowohl die Fallzahlen als auch die verzeichnete Schadenssumme müssen als le-

diglich Spitze des Eisbergs bezeichnet werden. Bei der Bewertung der Fallzahlen 

ist zu berücksich=gen, dass in die Polizeiliche Kriminalsta=s=k (PKS) nur diejenigen 

Fälle erfasst sind, die der Polizei auch bekannt wurden (sog. Hellfeld). Bei einem 

erheblichen Teil der Wirtscha�skriminalität handelt es sich um sog. Kontrollde-

likte, die nur bekannt werden, wenn die Polizei in diesem Bereich auch ak=v er-

mi4elt. Die Zahl der Delikte hängt also stark von der Kontrollak=vität ab, was be-

deutet – gerade auch mit Blick auf die personellen und sachlichen Ressourcen der 

Sicherheitsbehörden in diesem Deliktsbereich, dass für den Bereich der Wirt-

scha�skriminalität von einem großen Dunkelfeld auszugehen ist.6 Allein mit der 

PKS lassen sich nur sehr eingeschränkt Aussagen zur echten Kriminalitätslage und 

der Entwicklung der Wirtscha�skriminalität vornehmen. Die (hohe) AuMlärungs-

quote 2022 von 91,8 %7 hat bei Wirtscha�skriminalitätsdelikten ebenfalls eine 

nur sehr eingeschränkte Aussagekra�, da es in der Regel keine Anzeigen von Pri-

vatpersonen gibt, und wenn es Anzeigen gibt, die Täter bekannt sind. Betroffene 

Unternehmen haben aus verschiedenen Gründen ebenfalls überwiegend kein In-

teresse an einer Anzeige. Es kommt hier allein auf die Ermi4lungs- und Kontrollak-

=vitäten der Sicherheitsbehörden als der entscheidende Faktor an.  

 

Auch die im Bundeslagebild Wirtscha�skriminalität 2022 des BKA verzeichnete 

Schadenssumme durch Delikte der Wirtscha�skriminalität in Höhe von 2,084 

Mrd. Euro8 sagt nur wenig über die tatsächlichen Schäden durch Fälle der Wirt-

scha�skriminalität aus. Seriöse Schätzungen über die tatsächliche Schadenshöhe 

 
4 BKA 2023, 8. 
5 BKA 2023, 9. 
6 Singelnstein/Kunz 2021, § 18 Rn 12-14; Schwind 2021, § 21 Rn 39a-41. 
7 BKA 2023, 8. 
8 ebd. 
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sind allerdings schwierig und schwanken stark.9 Ein Modell geht davon aus, dass 

die Schadenshöhe 10 % des Bru4oinlandsprodukts (BIP) beträgt, was für 2022 

eine tatsächliche Schadenshöhe von ca. 387 Mrd. Euro bedeuten würde. 

Im „PwC’s Global Economic Crime and Fraud Survey 2022” gaben 46 % der be-

fragten Organisa=onen weltweit an (40 % in Deutschland), dass sie in den vergan-

genen 24 Monaten von Wirtscha�skriminalität betroffen waren.10 68 % der be-

troffenen Unternehmen gaben an, dass sie dabei mit neuen Verhaltensvorfällen 

konfron=ert gewesen waren.11 Während die PwC-Studie aus 2022 keine Aussage 

zur Schadenshöhe macht, kann man der Vorläuferstudie aus 2020 entnehmen, 

dass die Unternehmen durchschni4lich mit 6 Fällen der Wirtscha�skriminalität 

innerhalb der letzten 24 Monate belastet waren, mit einem Gesamtschaden in 

Höhe von 42 Mrd. US-Dollar.12 Die KPMG-Studie zur Wirtscha�skriminalität in 

Deutschland 2023 stellte fest, dass 34 % der Unternehmen von Wirtscha�skrimi-

nalität betroffen gewesen sind.13 Jede zweite wirtscha�skriminelle Handlung 

werde dabei lediglich durch Zufall entdeckt.14 Die Aussagen zum Gesamtschaden 

sind in der Studie wenig belastbar. 75 befragte Unternehmen gaben einen Scha-

den von ca. 40 Mio. Euro an. 26 % der befragten Unternehmen erklärten, dass sie 

den aus wirtscha�skriminellen Handlungen resul=erenden monetären Gesamt-

schaden nicht beziffern könnten.15 Die tatsächlichen Schadenshöhen durch Wirt-

scha�skriminalität bleiben damit im Bereich des Spekula=ven. 

 

Auswirkungen der Covid19-Pandemie auf die Wirtscha�skriminalität 
 

Die Auswirkungen der Covid19-Pandemie auf die Kriminalitätsentwicklung in 

Deutschland sind im Au�rag der Innenministerkonferenz vom BKA ausgewertet  

und veröffentlicht worden. Das BKA verzeichnete für das Jahr 2020 einen Rück-

gang der Kriminalität um 2,3 %, allerdings einen Zuwachs um 21,5 % zum Vorjahr 

 
9   Schwind 2021, § 21 Rn 5-12. 
10 PwC 2022, 3. 
11 PwC 2022, 7. 
12 PwC 2020, 3. 
13 KPMG 2023, 9. 
14 KPMG 2023, 31. 
15 KPMG 2023, 16-17. 
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für Delikte der Wirtscha�skriminalität, überwiegend verursacht durch Subven=-

onsbetrug.16 Für das Jahr 2021 verzeichnete das BKA einen weiteren Rückgang 

der Stra�aten um 4,9 %.17 Die Fälle der Wirtscha�skriminalität nahmen um 4,2 % 

zu. Damit lag die Anzahl der Wirtscha�sstra�aten insgesamt 26,6 % höher als im 

Jahr 2019.18 Während der Subven=onsbetrug wieder rückläufig war (- 4,3 %), s=eg 

der Abrechnungsbetrug um 107,8 %. Im Zusammenhang mit Covid19 müssen 

auch weitere Delikte genannt werden, wie das Fälschen von Impfausweisen und 

Stra�aten nach dem Infek=onsschutzgesetz, diese fallen aber grundsätzlich nicht 

unter den Sammelbegriff der Wirtscha�skriminalität. In der Gesamtbewertung 

sieht das BKA im Bereich der Allgemeinkriminalität eine besonders starke Verän-

derung des KriminalitätsauMommens während der beiden Lockdown-Phasen im 

März/April und November/Dezember 2020 sowie zu Jahresbeginn 2021. Die Ana-

lyse von Interdependenzen der Kriminalitätsentwicklung mit anderen Gesell-

scha�sbereichen habe ergeben, dass Veränderungen der Kriminalitätsentwick-

lung in einigen Deliktsbereichen durch pandemiebedingte Veränderungen vor al-

lem im Bereich Mobilität erklärt werden können.19 Während sich mit Blick auf die 

Fallzahlen einige Delikte der Allgemeinkriminalität wie Partnerscha�sgewalt, Stra-

ßenkriminalität und Wohnungseinbruchdiebstahl langsam wieder „normalisie-

ren“,20 könnten andere Deliktsbereiche, wie poli=sch mo=vierte Kriminalität einen 

pandemiebedingte Einfluss erfahren haben, der nachhal=ge gesellscha�liche Ver-

änderung nach sich ziehen wird (Querdenker, Corona-Leugner, Impfgegner, Prep-

per, Reichsbürger: Ablehnung von Staat und staatlichen Maßnahmen und Anwen-

dung von Gewalt). Hier sind deutliche Anzeichen für eine tatsächliche „3. Krise“ 

wahrnehmbar. Ein weniger eindeu=ges Bild zeigt sich laut BKA im Bereich der 

Wirtscha�, deren Einschätzung im Jahr 2020 sowie in 2021 nega=ver ausfiel als in 

den Jahren zuvor.21 Der Ans=eg der Fallzahlen im Bereich der Wirtscha�skrimina-

lität liegt laut BKA darin begründet, dass entsprechende Strukturen zur Begehung 

 
16 BKA 2021, 2 und 3. 
17 BKA 2022, 2 und 4. 
18 BKA 2022, 4. 
19 BKA 2022, 16. 
20 BKA 2023. 
21 BKA 2022, 15. 
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von Stra�aten durch die Pandemie erst geschaffen wurden, wie bspw. beim Sub-

ven=onsbetrug im Zusammenhang mit Corona-Soforthilfen durch die Auflegung 

wirtscha�licher Hilfsprogramme oder beim Abrechnungsbetrug mit Corona-Tests 

sowie durch die Schaffung neuer Anreize, bspw. im Rahmen der Umsetzung der 

Impfstrategie bei der Fälschung von Impfaus-/-nachweisen.22 Zudem würden die 

beschleunigte Digitalisierung der Gesellscha� und der vermehrte Verbleib im 

häuslichen Umfeld (Homeoffice) verstärkt Angriffsmöglichkeiten für Cybercrime 

bieten.23 

 

Steigende Insolvenzzahlen als Folge der Covid19-Pandemie? 
 

Da die o. g. Strukturen, die den Ans=eg der Wirtscha�skriminalität erst ermöglicht 

haben, größtenteils wieder besei=gt wurden, sind hier bis auf den Bereich des 

mobilen Arbeitens auch keine entsprechenden Stra�aten in relevanter Größen-

ordnung mehr zu erwarten. Aufgrund der Nachwirkungen der Covid19-Pandemie 

auf die Wirtscha� sowie den Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf die wirt-

scha�liche Situa=on in Deutschland und Europa (Energiepreise, Lieferke4en, stei-

gende Zinsen, Infla=on) besteht aber immer noch die Gefahr einer „3. Krise“ für 

Unternehmen, die eine Vielzahl von Firmenpleiten nach sich ziehen könnte. Un-

ternehmensinsolvenzen sind ebenso wie Insolvenzdelikte seit Jahren rückläufig. 

Erreichte aber die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 2021 mit 13.993 Fällen ih-

ren =efsten Stand seit Einführung der Insolvenzordnung 1999, s=egen diese erst-

mals wieder im Jahr 2022 laut Insolvenzsta=s=k des Sta=s=schen Bundesamtes 

auf ca. 14.590 mit einem geschätzten Schaden von insgesamt 36 Mrd. Euro24 an. 

Die insolventen Unternehmen gehören dabei überwiegend zu den Kleinstunter-

nehmen, auch wenn mit einer Steigerung von 25 % zum Vorjahr spürbare Zu-

wächse bei Großinsolvenzen (Unternehmen mit mehr als 250 Beschä�igten) zu 

verzeichnen waren.25 Als Hauptgrund für das Ansteigen dür�e in erster Linie das 

 
22 BKA 2022, 16. 
23 BKA 2022, 9, 15-17. 
24 Creditreform 2022, 4. 
25 Creditreform 2022, 14-18. 
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Wiedereinsetzen der Insolvenzantragspflicht verantwortlich sein. Damit bleibt die 

Anzahl der Insolvenzen – vorerst – auf niedrigem Niveau. Einige Experten prog-

nos=zieren, dass aufgrund der Rahmenbedingungen eine neue Insolvenzwelle 

drohen könnte. Lediglich die staatlichen Hilfsmaßnahmen der letzten Jahre hä4e 

einen Ans=eg der Insolvenzfälle verhindert.26 

 

Gemäß § 1 Insolvenzordnung (InsO) dient das Insolvenzverfahren27 dazu, die Gläu-

biger eines Schuldners gemeinscha�lich zu befriedigen, indem das Vermögen des 

Schuldners verwertet und der Erlös verteilt oder in einem Insolvenzplan eine ab-

weichende Regelung insbesondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen wird. 

Dem redlichen Schuldner wird Gelegenheit gegeben, sich von seinen restlichen 

Verbindlichkeiten zu befreien. Das Insolvenzregelverfahren läu� dabei in verschie-

denen Phasen ab. Es beginnt mit dem sog. Eröffnungsantrag (§ 13 InsO) und dem 

darauffolgenden Eröffnungsverfahren, in dem das Insolvenzgericht prü�, ob die 

Voraussetzungen für ein Insolvenzverfahren vorliegen und der Schuldner tatsäch-

lich insolvent (zahlungsunfähig und/oder überschuldet) ist (§§ 17, 18, 19 InsO). 

Anschließend erfolgt die Insolvenzeröffnung mi4els Eröffnungsbeschlusses (§ 27 

InsO) und der Ernennung eines Insolvenzverwalters (§ 80 InsO). Das Insolvenzge-

richt setzt zudem eine Frist für die Forderungsanmeldung (§ 28 InsO) und  

bes=mmt den Berichtstermin (§ 156 InsO) sowie den Prüfungstermin (§ 176 InsO). 

Was aus dem Unternehmen wird, entscheidet die Gläubigerversammlung im Be-

richtstermin (§§ 156, 157 InsO). In Betracht kommen Liquida=on, Ausproduk=on, 

Verkauf des Unternehmens (= übertragende Sanierung) oder ein Insolvenzplan. 

Das Insolvenzplanverfahren ist in §§ 217 bis 269 InsO geregelt. Anwendbar ist es 

für juris=sche Personen, Personengesellscha�en und natürliche selbstständige 

Personen. Das Hauptziel eines Insolvenzplans ist regelha� die Sanierung bzw. Ent-

schuldung des Unternehmens. Im Gegensatz zum Regelverfahren wird im Plan-

verfahren in der Eröffnungsphase kein vorläufiger Insolvenzverwalter eingesetzt. 

Sta4dessen bleibt das Unternehmen vorläufig selbst weiter voll verfügungsbefugt, 

bekommt allerdings einen vorläufigen Sachwalter gestellt mit dem es koopera=v 

 
26 Creditreform 2022, 3. 
27 zur Ver=efung Bork 2021. 
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zusammenarbeiten muss (§§ 270 Abs. 1, 274, 275 InsO). Eine recht a4rak=ve Va-

riante für Unternehmen ist das Schutzschirmverfahren gem. § 270b InsO. Ob sich 

die posi=ve For-ührungsprognose für das betroffene Unternehmen im Anschluss 

bewahrheitet, muss sich dann im Einzelfall zeigen. Das am 01.01.2021 in Kra� ge-

tretene Gesetz über Sanierung und Restrukturierung (StaRUG) bietet für Unter-

nehmen darüber hinaus beim Vorliegen der entsprechenden Vorgaben eine expli-

zite Möglichkeit, präven=v eine Insolvenz abzuwenden und mit Gläubigern im Vor-

feld Vereinbarungen zu treffen. Bisher war es in Deutschland lediglich möglich, im 

Rahmen einer Sanierung in Eigenverwaltung Verhandlungen dieser Art durch das 

Unternehmen selbst führen zu dürfen. Das StaRUG verlangt von Unternehmen ein 

Frühwarn-System zur Krisenerkennung über einen Prognosezeitraum von 24 Mo-

naten (Risikoanalyse und Risikoaggrega=on; §§ 1, 101, 102 StaRUG). Im Zusam-

menhang mit der Eröffnung oder Durchführung eines Insolvenzverfahrens können 

aber vorsätzlich oder fahrlässig zahlreiche Stra�atbestände erfüllt werden. 

 

Zu den Insolvenzdelikte zählen gemäß Defini=on der Polizeilichen Kriminalsta=s=k 

(PKS) die Tatbestände Bankro4 und besonders schwerer Fall des Bankro4s (§§ 283 

und 283a StGB), Verletzung der Buchführungspflicht (§ 283b StGB), Gläubiger- 

und Schuldnerbegüns=gung (§§ 283c und 283d StGB) sowie Insolvenzverschlep-

pung (§ 84 GmbHG; §§ 130b, 177a HGB und § 15a Abs. 4, 5 InsO). Darüber hinaus 

sind Vorenthaltung von Sozialversicherungsbeiträgen, Eingehungsbetrug, Steuer-

hinterziehung, Untreue, Kreditbetrug, Gläubigerbegüns=gung, Verletzung der In-

forma=onspflicht gegenüber den Gesellscha�ern u. a. zu den Insolvenzdelikten zu 

zählen. Rund 20 % aller erfassten Fälle der Wirtscha�skriminalität sind Insolvenz-

delikte.  

 

In der PKS sind für 2022 insgesamt 6.388 Insolvenzdelikte verzeichnet, was einen 

erneuten Rückgang zum Vorjahr um 7,3 % bedeutet. Der durch Insolvenzdelikte  

verursachte Schaden wurde mit 859 Millionen angegeben.28 Das BKA vermutet, 

dass sich auch für diesen Deliktsbereich die Covid19-Pandemie ausgewirkt haben 

 
28 BKA 2023a, 11. 
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dür�e und aufgrund der teilweisen Aussetzung der Anzeigepflicht bei Insolvenzen 

bis einschließlich April 2021, als auch durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 

staatlicher Unterstützungsleistungen ein „verzerrtes“ Bild entstanden ist. 

 

Schlussfolgerungen  
 

Im Working Paper No. 2/2020 wurde davon ausgegangen, dass die durch die Co-

vid19-Pandemie ausgelöste Krise langfris=ge Auswirkungen auf das Kriminalitäts-

geschehen haben werde. Es wurde vermutet, dass sich Mo=va=onsfaktoren ver-

stärken und deviantes Verhalten erlernt werde, zugleich durch die Adhoc-Digitali-

sierung in vielen Unternehmen aber auch die Gefahr digitaler Angriffe steigen 

werde. 

Wie dargelegt wurde, führte die Pandemie zunächst zu einem Ans=eg krisenspe-

zifischer Deliktphänomene und einem aus der Ablehnung von Maßnahmen resul-

=erten Deliktpoten=al. Darüber hinaus gehende Effekte sind zwar für den Bereich 

der Allgemeinkriminalität, aber aktuell nicht für den Bereich der Wirtscha�skrimi-

nalität zu beobachten. Hierbei sind allerdings die Dunkelfeldproblema=k, die an-

dauernde Abwicklung von Unterstützungsprogrammen für die Wirtscha�, die aus 

dem Business Con=nuity Management bekannte verzögerte Auswirkung von be-

standsgefährdenden Ereignissen und schließlich die Überlagerung mit weiteren 

Krisen zu berücksich=gen.  

Begriffe wie Polycrisis, Permacrisis oder Stacking Crisis beschreiben den Umstand, 

dass es keine Rückkehr zu einem Status quo ante geben wird und Unternehmen 

sich auf krisenha�e Ereignisse und eine Veränderung der Rahmenbedingungen 

wirtscha�lichen Handelns einstellen müssen. In diesem Zusammenhang findet 

sich in der Diskussion häufig der Begriff der Resilienz als Beschreibung für die Wi-

derstandsfähigkeit gegen drohende Gefahren und die Bewäl=gungsfähigkeit in Be-

zug auf eingetretene Schäden. Dies lässt sich auch auf den Umgang von Unter-

nehmen mit Wirtscha�skriminalität übertragen.  

Kontroll- und Compliancesysteme müssen in der Lage sein, frühzei=g in Krisen neu 

entstehende Gefahren zu erkennen und wirksame Gegenmaßnahmen zu entwi-

ckeln. Ein wirksames Krisenmanagement hil� hierbei, die Abweichungen vom 

Normalzustand so gering wie möglich zu halten.   
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